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Amtlicher Teil

Ser Ernte-nnktng in Baden
T Zum zweiten Male begeht das gesamte
nationalsozialistische Deutschland in diesem
Jahre , am 30. September, das Erntedankfest
gemeinsam mit dem Bauernstand . Nach dem
bodenverwurzelten Charakter dieses Festes ist
es selbstverständlich , daß der Hauptakt auf dem
Land sein mutz , weshalb auch das große
Neichs - Erntedankfest wiederum auf dem
Bückeberg bei Hameln stattfindet. Die
von der Landesstelle Baben des ReichS-
ministeriums für Volksaufklärung und Propa¬
ganda mit der Organisation des Festes in den
Kreisen beauftragten Kreispropagandaleiter
legen im Einvernehmen mit den Kreis-
baucrnführern fest , welchen Orten in diesem
Jahr die Ehre zuteil wird, die Kreisernt e-
d a n k f e st e zu beherbergen. In den Städten
wird vormittags 11 Uhr eine eindrucksvolle
Morgenfeier mit Nebergabe von Ernte¬
gaben stattfinden . Dann soll der Städter
hinaus auf das Land zum Bauern ziehen
und dort am Nachmittag tetlnehmen am
F e st z u g, den Volksspielcn und der Uebcr -
tragung der Führerrede vom Bttckeberg, die
den Höhepunkt des Festaktes bilden wird.
Darnach soll sich ein fröhliches Volksfesttreiben
in dem Gedanken „Stadt und Land — Hand
in Hand" entwickeln . Abends wird in ganz
Baben zum Erntetanz geblasen werden.

Da das Erntedankfest ein allgemeiner deut¬
scher Staatsfeiertag ist , sind alle Veran¬
staltungen, die sich nicht in seinen Rahmen
einfügen, am 30. September verboten.

Der Bestand nn Kraftfahrzeugen
in Baden

(Mitgeteilt vom Badischen Statistischen
Landesamt)

Daß die Motorisierung des Straßenverkehrs
bank der verkehrsfördernden Maßnahmen der
nationalen Regierung auch in Baben erheb¬
liche Fortschritte macht , geht deutlich aus der
Ermittlung des Kraftsahrzeugbestandes her¬
vor, die nach dem Stand vom 1. Juli jeden
Jahres unter Mithilfe der Polizeibehörden
vom Badischen Statistischen Landesamt durch-
gesührt wird . Die diesjährige Bestandsauf¬
nahme hat für Baden insgesamt 68 467 im Ver¬
kehr befindliche Kraftfahrzeuge ergeben . In
dieser Zahl sind die vorübergehend abgemel¬
deten sowie die der Reichsbahn und der Reichs¬
post gehörenden Fahrzeuge nicht mit eingerech¬
net . Ta der zum 1. Juli 1033 ermittelte Krast-
fahrzeugbestand nur 37 040 betrug, so ergibt sich
eine Zunahme von 8 418 oder von 14,8 v . H .
Heute entfällt sonach schon auf jeden 87. Ein¬
wohner ( 1933 auf jeden 42. ) in Baden ein
Kraftfahrzeug. Allerdings muß hierbei berück¬
sichtigt werden , daß unter „Kraftfahrzeug" nicht
nur die Personenkraftwagen, sondern auch die
Krafträder einschließlich der Kleinkrafträder,
die Kraftomnibusse , die Lastkraftwagen , Zug¬
maschinen und Elektrokarren sowie die Spczial -
kraftwagen für Fcuerlöschzwecke und Straßen¬
reinigung zu verstehen sind .

Ueber die Hälfte aller Kraftfahrzeuge (50,9
Proz . ) finb Krafträder . Insgesamt sind in
Baden nicht weniger als 33 338 Krafträder fest¬
gestellt worden, wovon wiederum nahezu die
Hälfte (16 460) als Kleinkrafträder mit einem
Hubraum von weniger als 200 ccm zu gelten
haben . An zweiter Stelle stehen die Perso¬
nenkraftwagen (einschließlich privater
Kraftomnibusse ) , die mit 25 326 ein starke? Drit¬
tel (38,7 Proz . ) des Gesamtbestandes aus-
machen ; auch hier überwiegen die leichteren
Typen mit einem Hubraum bis 2500 ccm (20 356
oder vier Fünftel ) . Auf die Einwohnerzahl be¬
rechnet trifft hiernach auf jeden 95. Badener ein
Personenauto , L a st krastwagen wurden 5938
gezählt (einschließlich 163 Elektrokarren) , wo¬
von rund die Hälfte mit einem Eigengewicht bis
zu 2 Tonnen von leichterer Bauart war . Der
Rest entfällt auf Zugmaschinen (707) und Kraft¬
wagen zu Spezialzwecken ( 158) .

Am stärksten haben im Vergleich zum Vor¬
jahre die Personenkraftwagen an Zahl
zugenommen : Bon der Gesamtzunahm« um
8418 Fahrzeuge entfällt ziemlich genau die
Hälfte, nämlich 4245, auf Personenwagen, was
einer Vermehrung um 20,1 v . H . entspricht . Es
folgen die Krafträder , deren Zahl sich um

8544 oder um 11,8 v . H . vergrößert hat. Bet den
La st krastwagen beträgt das Mehr hinge¬
gen 499 oder 8,9 v. H .

Geht man auf die ö r t l i ch e B e r t e i l u n g
der Kraftfahrzeuge näher ein , so zeigt sich, daß
mehr als ein Drittel des badischen Kraftfahr¬
zeugbestandes und zwar 23 248 Fahrzeuge in
den 5 größten Städten unseres Landes zu
finden sind , nämlich in Mannheim mit 8712,
Karlsruhe mit 5845, Freiburg mit 3996, alsdann
außer der Reihe Pforzheim mit 2503 und
schließlich Heidelberg mit 2192 Kraftfahrzeugen.
Während im Landesdurchschnitt erst auf 87
Einwohner ein Kraftfahrzeug entfällt, kommt in
Freiburg schon ans jeden 25 . Einwohner, in
Karlsruhe auf jeden 27., in Mannheim und
Pforzheim auf jeden 32 . ein Kraftfahrzeug,' nur
Heidelberg bleibt mit 39 unter dem Landes¬
durchschnitt. Die stärkste Zunahme im Vergleich
zum Bestand vom 1 . Juli 1933 weist hierbei
Pforzheim auf ( 4- 22,1 Proz .) ,' es folgen
Karlsruhe (+ 21,8 Proz .) und Mannheim (21,6
Proz . ) . Bedeutend ist ferner die Vermehrung in
Lahr (+ 81,4 Proz . ) .

Bei Betrachtung der einzelnen Amtsbe¬
zirke ergibt sich natürlich für die Bezirke mit
Großstädten wie Mannheim ( 10 021 Fahrzeuge)
und Karlsruhe (7 437) auch ein verhältnismä¬
ßig großer Bestand . Umgekehrt weisen kleine,
dünnbesiedelte und verkehrsarme Landbezirke
wie Pfullendorf (385) , Oberkirch (401) , Adels¬
heim (427) , Wertheim (428) eine bescheidene
Zahl von Kraftfahrzeugen auf . Berechnet auf
die Einwohnerzahl der Bezirke ergibt sich aber
ein wesentlich anderes Bild . So trifft im

Amtsbezirk Pfullendorf schon auf jeden 27.
Bewohner ( im Landesdurchschnitt 87) ein
Kraftfahrzeug, im Bezirk Meßkirch sogar schon
auf jeden 26. Einwohner. Die stärkste Zunahme
im Kraftfahrzcugbestandgegenüber 1933 zeigen
die Amtsbezirke Villingen ( + 24,1 Proz . ) , so¬
wie Mosbach (+ 23,5 Proz . ) ,

' es folgen Mann¬
heim ( + 20,5 Proz .) und Pforzheim (st- 20,3
Prozent ) . Die geringste Vermehrung hat
Waldkirch (st- 1,2 Proz .) aufzuweisen,' der
Amtsbezirk Buchen verzeichnet sogar eine
wenn auch nur geringfügige Abnahme seines
Bestandes um 0,5 Prozent.

Schließlich mag noch die Frage interessieren ,
in welchem Maße das Ausland an den
verschiedenen Kraftfahrzeugmarken beteiligt
ist. Selbstverständlich sind deutsche Fabrikate
vorherrschend . Am meisten ist dies bei den
Krafträdern der Fall , bei denen das Ausland
nur mit 6,5 Prozent beteiligt ist , ein Prozeni -
satz , der allerdings im Vergleich zum Vorjahr
mit damals nur 5,8 v . H. etwas gestiegen ist.
Am stärksten sind die Anslanbsmarken (abge¬
sehen von den Zugmaschinen mit 19 v . H.) bei
den Lastkraftivagen mit 18,7 v . H. vertreten.
Die Personenkraftwagen stehen mit einem
Anslandsanteil von 14 v . H . in der Mitte . Für
das Jahr 1933 lauten die ausländischen An¬
teilszahlen bei den Personenkraftwagen 17,5
v . H. und bei den Lastkraftwagen 19,5 v . H. ,'
sie sind 1934 hier wie dort erfenlicherweise et¬
was znrückgegangcn und es steht zu hoffen ,
daß deutsche Qualitätsarbeit auch auf diesem
Gebiete allmählich immer mehr an Boden ge¬
winnt .

Propaganda
-es Badischen Etaatötheaterö

Einer Anregung des Herrn Reichsstatthalters
folgend , wurde die Oberleitung der Propa¬
ganda für das Badische Staatstheater an einer
zentralen Stelle vereinigt . Die Zentrale ist
im Unterrichtsministerium gebildet worden,
woselbst die Geschäfte im Rahmen eines be¬
stehenden Referats mitbesorgt werben.

Amtlitkeöehanatmachun - en
Personalveränderungen ans dem Bereich deS
Ministeriums des Kultus , des Unterrichts und

der Justiz
— Abteilung Justiz —.

Ernannt:
Gerichtsvollzieher Albert Ganzmann ln Pforzheim

zum JufNzfekretiir beim Notariat daselbst , Justtzaktuar
Friedrich MannShardt beim Amtsgericht Kehl zum Ju -
stlzafststcnten , Nanzlistin Klara Edingc, betm AmlS-
aertcht Tauberbifchofsbeim zur Kanzleiafststenlin, di«
Kanzletgehtlfrn Karl Kunz beim Amtsgericht Lörrach
und Oskar Kaltenmeier bei den Gesangenenanstaltcn
in Bruchsal zu Kanzleiasststentcn.

Versetzt :
Ausschcr Albert Auslucht beim BczirkSgesängniS tn

Heidelberg zu den Gesangenenanstallen in Bruchsal.
Ucbcrtritt In den Ruhestand lrast Gesetzes aus

1. Januar 1935 :
Justizoberlnspcktor Robert Herr bet der Staatsan¬

waltschaft Freiburg , Gerichtsvollzieher Emil Scharbach
beim Amtsgericht Frciburg .

Presscgesetzlich verantwortlich : F . Moraller , Karlsruhe .

Wms Verzicht auf die
"

Keine Aussichten auf Erfolg de- Mlnderheitenfchntzantrageö
* Genf, 21. Sept . Freitag vormittag wurde

in der Politischen Kommission die Aussprache
über den polnischen Vorschlag auf Verall¬
gemeinerung der Minderheiten -
schutzverträge von neuem eröffnet . Zu¬
erst wandten sich je ein Vertreter Bulgariens
und Australiens gegen die von Polen vorge¬
schlagene internationale Konferenz . Beide Red¬
ner erklärten , es sei nicht angängig, sich ein¬
seitig von einer Minberheitenschutzverpflichtnng
loSzusagen .

Darauf ergriff für Großbritannien
Großfiegelbewahrer Eden

das Wort. ES handele sich, so sagte er, bei der
Frage der Schuhverträge, wie auch Briand
seinerzeit festgestellt habe , um eine in jeder
Hinsicht begrenzte Frage . Einige Staaten ,

* Berlin , 21. Sept . Am 14. 9. 84 wurden bet
verschiedenen Postämtern des Deutschen Reiches
Zahlkarten in Höhe von 4 - bis 5000 Mark auf¬
gegeben . Die Geldbeträge wurden mit fal¬
schen Tausendmarkscheinen einge¬
zahlt . Die Fälschung war so gut, daß die
Falschscheine von den Postanstalten als echt an¬
genommen wurden. Die Täter verstanden es ,
die eingezahlten Beträge am gleichen Tage von
Postscheckkonten , die unter falschen Namen er¬
richtet wurden, wieder abzuheben . Hierbei be¬
dienten sie sich selbstverständlich der modernsten
Verkehrsmittel wie Flugzeug, Kraftwagen, D-
Züge , um die Auszahlungen in Empfang zu
nehmen , bevor die Fälschung erkannt werden
konnte . Dem Landeskriminalpolizeiamt (Zen¬
tralstelle zur Bekämpfung von Gelbfälschun¬
gen ) Berlin gelang cs , in Zusammenarbeit mit
der Kriminalpolizei Bochum auf die Spur der
Täter zu kommen, die nach Chemnitz führte.
Den sofort einsetzenden umfangreichen Ermitt¬
lungen des Kriminalamtes in Chemnitz in eng¬
ster Zusammenarbeit mit der Zentralstelle zur
Bekämpfung von Geldfälschungen ist « 8 zu ver¬
danken , daß den Tätern ihr gefähr -
lichesHanbwerkunterbunben wurde.
Fast der gesamte Betrag , der durch die Aus¬
gabe des Falschgeldes erlangt wurde, insgesamt
89 000 Mark, konnten wieder herbcigeschafst
werden«

deren Gebiet außerordentlich vergrößert wor¬
den sei , hätten auch bestimmte Bürgschaften
auf sich nehmen müssen. Eden nannte zwei
Hauptziele des geltenden Min -
berhettensystems :

1 . Europa Ruhe zu verschaffen durch die
Gleichberechtigung der Minderheiten und

2 . zu erreichen , daß Streitfragen , die a»S der
Zuteilung der Minderheiten zu einem Lande
entstehen könnten , nicht zu Streitfragen zwi¬
schen den zwei benachbarten Ländern würden,
sondern in einer unpersönlichen Weise durch
eine neue internationale Organisation inner¬
halb des Völkerbundes gelöst würden.

Eden betonte dann nochmals, auch er halte
das bestehende System nicht für vollkommen,
Abänderungsvorschläge könnten durchaus geprüft

Zu den großen Banknotenfälschungen teilt das
Kriminalamt Chemnitz noch folgendes mit : Der
Hersteller der falschen Scheine , ein Lafrentz
aus Chemnitz , hatte im Kaßbergviertel einige ab¬
gelegene Räume gemietet, wo er die F a l s ch-
geldherstellung in bisher noch nie
dagewesenem Ausmaß betrieb . Bereits
seit einiger Zeit hatte er begonnen, Zehnmarb-
scheine zu fälschen , ging dann zu 60-Markschei»
nen über und erlangte schließlich eine derar¬
tige Fertigkeit, daß cs ihm gelang , 1000-Mark-
Scheine herzustellen , die für den Laien den echten
tauschend ähnlich waren . Seine Werkstatt war
äußerst gut mit Geräten zur Falschgeldherstellung
versehen und mit selbst erfundenen Sicherheits¬
einrichtungen ausgestattet , die ihn vor unlieb¬
samen Ucberraschungen bewahrten . Er ging so
vorsichtig zu Werke , daß auch die GrundstückS -
bewohner keinen Verdacht schöpften . Die Her¬
stellung erforderte neben einer außergewöhnli-
lichen Geschicklichkeit auch einen großen Zeit¬
aufwand , bis ihm die Fälschungen in so gutem
Ausmaße gelangen . Durch die Festnahme die¬
ses gefährlichen FalschgcldheisiellerS dürfte eine
wesentliche Beruhigung im öffentlichen Zah¬
lungsverkehr eingetreten sein.

werden. Er wandte sich noch gegen den Vov»
schlag, eine internationale Konferenz mit dem
Ziele einer Verallgemeinerung deS Minder-
heitenschutzeS einzuberufen . Dazu fehlten alle
Voraussetzungen. Eine Konferenz dieser Art
müßte mit einem völligen Fehlschlag enden. Zum
Schluß betonte Eden dann nochmals , daß die
Minderheitenverträge geschaffen würden , um mit
einer besonderen Frage in bestimmten Gebieten
und , wie man hoffen möchte , für eine begrenzte
Zeit, fertig zu werden. Dagegen könne man die
Frage prüfen , ob diese Verträge , so wie sie
seien, den beabsichtigten Zweck erfüllten.

Baron Aloist wandte sich nur kurz gegen
eine Ausdehnung der Minderheitenschutz¬
verträge . Diese Frage habe sich historisch ent¬
wickelt und müsse auch so betrachtet werden.
Die Lage tn den verschiedenen Ländern sei
völlig unterschiedlich.

Hierauf gab M a s s i g l i für Frankreich
eine Erklärung ab . Er behauptete, daß in
seinem Lande die Minderheitenfrage nicht
bestehe. Die Frage der Einberufung einer
Konferenz zur Verallgemeinerung der Min-
berheitenschutzverträge könne vom praktischen
Gesichtspunkt aus kaum ernstlich erörtert wer¬
ben . ES müsse ein Wunder geschehen , wenn
hier eine Einigung erzielt werden sollte.

Polens Vertreter Razynskt erklärte
darauf , Polen halte seinen Standpunkt
grundsätzlich durchaus aufrecht . ES
habe hier bei einigen Staaten Unterstützung
gefunden , bei anderen jedoch , und nicht den
kleinsten , fei es auf Ablehnung gestoßen. Er
habe die Gegengrünbe zum Teil schon wider¬
legt und eS würde ihm nicht schwer fallen , die
übrigen jetzt noch zu widerlegen. Er verzichte
aber darauf , da Einstimmigkeit notwendig
sei und keine Aussicht auf eine Ent¬
schließung im Sinne des polnischen
Antrages bestehe. AuS diesem Grunde
werde Polen den Antrag nicht zur
Abstimmung bringen.

Zu der Erklärung deS polnischen Ver¬
treters wird von polnischer Seite noch
Folgendes gesagt :

Polen habe nur darauf verzichtet , vor dem
politischen Ausschuß der Völkerbundsversamm¬
lung und damit vor der Versammlung selbst
diese Frage jetzt zur Entscheidung zu bringen,
da eine Möglichkeit ihrer Verwirklichung
angesichts der Widerstände , die sich bei
einigen Staaten gezeigt hätten, nicht bestehe.
Polen behalte sich aber vor , diese Frage , die
ihre Aktualität behalten habe , im gegebenen
Augenblick auf andere Weise weiter
vorwärts zu treiben.

Riesige BanknotenWchnngen avfaedeikt
Betrug mit fatschen Tausendmarkscheinen
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